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Marktversagen 
in den neuen 
Bundesländern?

Der durch den Systemwechsel und den Mangel an W ettbewerbsfähigkeit verursachte Zu
sammenbruch der ostdeutschen W irtschaft ist noch wesentlich breiter und tiefer ausgefal

len, als es selbst Pessim isten befürchtet hatten, und ein Ende der Talfahrt ist noch nicht in Sicht. 
Ende März war der Anteil der Arbeitslosen und Kurzarbeiter an der Erwerbsbevölkerung in Ost
deutschland fünfmal so hoch wie im alten Bundesgebiet. Angesichts der euphorischen Erwar
tungen, welche die w irtschaftliche und staatliche Einigung in der Bevölkerung der neuen Bun
desländer zunächst ausgelöst hatte und die von Politikern auch gefördert wurde, hat die enttäu
schende w irtschaftliche Entwicklung nicht nur Ernüchterung, sondern auch Entmutigung her
vorgerufen.

Sozialer Konfliktstoff droht sich zwischen Ost und West überdies anzuhäufen, weil v ie le ost
deutsche Einwohner den Eindruck haben, daß allein der Westen die ökonomischen Vorteile der 
Einigung einstreiche, während sich umgekehrt die westdeutsche Bevölkerung durch den mas
siven Finanztransfer als Lastenträger sieht. Schließlich besteht die Gefahr, daß sich die Enttäu
schung in einem Vertrauensverlust nicht nur gegenüber der Regierung, sondern auch gegen
über der m arktw irtschaftlichen Ordnung niederschlägt. Vielfach wird die Entwicklung in O st
deutschland schon als Beleg dafür gewertet, daß man die w irtschaftliche Erneuerung in den 
neuen Bundesländern nicht den Marktkräften überlassen dürfe, sondern staatliches Handeln 
geboten sei.

Bevor man sich die These des Marktversagens zu eigen macht, sollte man prüfen, inwieweit 
vom Staat und von den Tarifvertragsparteien überhaupt die Voraussetzungen geschaffen wor
den sind, unter denen der Markt genügend Arbeitsplätze bereitstellen könnte. Bekanntlich sind 
die ostdeutschen Löhne durch die Umstellung am 1. Juli 1990 im Verhältnis eins zu eins auf die 
D-Mark und durch die anschließenden kräftigen Anhebungen weit über das Niveau aufgewertet 
worden, mit dem die ostdeutsche W irtschaft am W eltmarkt konkurrieren könnte.

Inzwischen haben die Tarifvertragsparteien in zahlreichen Branchen die schrittweise Anhe
bung auf das westdeutsche Tariflohnniveau vereinbart. In der M etallindustrie soll die Ang le i
chung z. B. im Jahre 1994 erreicht werden. Da die Löhne in der ehemaligen DDR nach Einfüh
rung der D-Mark rund ein Drittel der westdeutschen Verdienste betrugen, bedeuten diese Ver
einbarungen eine Verdreifachung der Reallöhne innerhalb von vier Jahren. Ein solcher E inkom 
menssprung ist beispiellos in der W irtschaftsgeschichte. Sollten diese Löhne am Markt erw irt
schaftet werden, dann müßte die Arbeitsproduktivität in den neuen Bundesländern in diesem 
Zeitraum um mehr als 30 Prozentpunkte schneller als in den alten Bundesländern steigen. Und 
sollten zu diesen Löhnen alle Enwerbspersonen Arbeit finden, dann müßte das reale Sozialpro
dukt mehrere Jahre jährlich um ein Drittel steigen. Niemand hält solche Steigerungsraten auch 
nur im entferntesten für erreichbar.

Es kann auch kein Ökonom Rezepte liefern, m it denen eine solche Z ielvorgabe erreicht wer
den könnte. Der normale Entwicklungsweg für eine Volkswirtschaft, die gegenüber den führen
den Industrieländern einen so großen Rückstand hat wie die ostdeutsche, ist der Versuch, über 
den Preis den Absatz zu halten oder den Einstieg in neue Märkte zu finden. Dieser Weg ist nun
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weitgehend verschlossen. Übrigens ist auch das sogenannte „W egbrechen“ der osteuropäi
schen Märl<te nicht nur ein exogenes Ereignis, sondern auch die Folge der Überbewertung ost
deutscher Erzeugnisse. Für die osteuropäischen Kunden sind Produkte aus ostdeutscher Er
zeugung schlicht unerschwinglich oder gegenüber westlichen Produkten unattraktiv geworden.

M it der schnellen Angleichung der Verdienste verfügt die ostdeutsche W irtschaftsregion 
auch nicht mehr über das w ichtigste „natürliche“ Instrument, mit dem sie ihre durch Infrastruk
turmängel bedingte Standortschwäche ausgleichen könnte. Man sollte sich deshalb nicht dar
über beklagen, daß die Bereitschaft westlicher Investoren zum Engagement in den neuen Bun
desländern zu gering ist, sondern sich eher darüber wundern, daß das Engagement so groß ist. 
Es ist aber zu befürchten, daß insbesondere in der Industrie nur ein kleiner Teil der Erwerbsper
sonen zu den vereinbarten Bedingungen einen Arbeitsplatz erhalten wird. Viele Arbeitskräfte 
werden ihren Lebensunterhalt zu Löhnen unterhalb des Tariflohnes oder ohne festes Arbeits
verhältnis verdienen müssen. Viele, insbesondere junge und qualifizierte Arbeitnehmer werden 
im Westen einen Arbeitsplatz suchen; dem steht ein anhaltender massiver Finanztransfer nach 
Osten gegenüber, der allerdings zum großen Teil der Finanzierung von Arbeitslosigkeit dienen 
wird.

Angesichts dieser Perspektiven ist es um so dringlicher, daß die Standortschwächen der ost
deutschen Region möglichst rasch beseitigt werden. Hier enweist sich derzeit aber das Fehlen 
einer leistungsfähigen Verwaltung als wesentlicher Engpaß. Ohne eine funktionierende Adm i
nistration werden die strittigen Eigentumsfragen nicht entschieden, stockt der Ausbau der Infra
struktur, verzögern sich Genehmigungsverfahren, werden Aufträge an heim ische Produzenten 
nicht vergeben und können finanzielle Hilfen nicht in Anspruch genommen werden.

Die Gründe für die schleppende Beseitigung dieses Engpasses liegen jedoch nicht nur im 
Osten, sondern auch im Westen. Der ostdeutschen Bevölkerung wurde mit der w irtschaftlichen 
und staatlichen Einigung ein für sie fremdes Rechts- und W irtschaftssystem aufgestülpt, das zu 
den kom pliziertesten in der W elt gehört und das ein komplexes, arbeitsteiliges und aufeinander 
abgestimmtes Entscheidungs- und Informationssystem erfordert, das sich in W estdeutschland 
allmählich entwickeln konnte. Statt über eine „Steueroase“ für die neuen Bundesländer hätte 
man über eine „Regulierungsoase“ diskutieren sollen.

Vieles von dem Regulierungsdickicht in der Bundesrepublik ist das Ergebnis von m arktw idri
gen Eingriffen, die gemäß der „Ö lflecktheorie“ immer weitere Eingriffe nach sich ziehen. Ein 
jüngstes Beispiel hierfür lieferte nach der staatlichen Einigung der Bundesarbeitsminister.

Im Einigungsvertrag war vorgesehen, daß westdeutsche Pharmazeutika von den ostdeut
schen Krankenkassen nur zu 45 % der westdeutschen Preise bezahlt werden. Als dann die 
Pharmahersteller lehrbuchgerecht die Lieferung zu diesen Preisen verweigerten, kam es auf 
Vorschlag der westdeutschen Pharmaindustrie zu einem „Kom prom iß“ , wonach sich Arznei
mittelhersteller, Großhandel und Apotheken an der Finanzierung der Defizite der ostdeutschen 
Krankenkassen beteiligen würden. Wer von diesem „Konsens“ hörte, ahnte schon, daß dieses 
Zugeständnis die westdeutsche Lobby nicht viel kosten würde. Das Ergebnis; Die „fre iw illige“ 
Beteiligung des Arzneim ittelgewerbes an den Krankenkassendefiziten soll nach dem Umsatz 
in Ostdeutschland umgelegt werden. Die Folge; Da die ostdeutschen Pharmahersteller nach 
wie vor den größten Marktanteil haben, müssen sie die Hauptlast tragen, obwohl ursprünglich 
nur westdeutsche Unternehmen gemeint waren.

Letztlich ist Blüms Vorgehen die Folge davon, daß das System der gesetzlichen Krankenver
sicherung nicht marktgerecht ist. Anstatt das Übel an der Wurzel anzugehen, begnügt man sich 
mit dem Kurieren von Symptomen. Herauszukommen droht eine Regelung, die die Existenz der 
ostdeutschen Pharmahersteller bedroht.

Es ist allgemein akzeptiert, daß der Zusammenbruch in Ostdeutschland letztlich auf das Ver
sagen des SED-Staates zurückzuführen ist. Es darf je tzt nicht aus den Augen verloren werden, 
daß für die Verzögerung bei der Erneuerung der W irtschaft nicht Fehler des Marktsystems, son
dern des politischen Systems verantwortlich sind.
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